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1. Auftragstext

Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Kantonsrat eine Teilrevision des Steuergesetzes vorzu-
legen mit dem Ziel, Sanierungen von älteren Bauten durch fiskalische Anreize zu fördern. Das
Steuergesetz des Kantons Solothurn ist an das geänderte Bundesgesetz über die Harmonisie-
rung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden anzupassen, wonach die Kosten der In-
standstellung von neu erworbenen Liegenschaften von den steuerbaren Einkünften abgezogen
werden können.

2. Begründung

Im Gebäudebereich liegt ein beträchtliches Energiesparpotenzial. Zahlreiche Häuser – darunter
ein Grossteil der Altbauten – haben eine völlig ungenügende Wärmedämmung. Dadurch ver-
pufft ein Teil der Energie wirkungslos. Es muss deshalb alles unternommen werden, um die Sa-
nierung der Altbauten voranzutreiben. Ein Hemmnis für solche Sanierungen ist die sogenannte
«Dumont-Praxis». Gemäss dieser Praxis dürfen Sanierungskosten bis zu fünf Jahren nach dem
Kauf einer bestehenden Liegenschaft nicht steuerlich abgesetzt werden. Die Folge liegt auf der
Hand: Die notwendigen Sanierungen werden aufgeschoben.

Am 3. Oktober 2008 beschloss die Bundesversammlung, die «Dumont-Praxis» abzuschaffen und
definierte Art. 32 Abs. 2 im Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer und Art. 9 Abs. 3 im
Bundesgesetz über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden neu.
Im Bundesgesetz über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden
Art. 72j wurde den Kantonen eine Frist von zwei Jahren eingeräumt, diese auf Bundesebene ge-
änderten Vorschriften ebenfalls in ihre Gesetzgebung zu übernehmen. Nach Ablauf dieser Frist
findet die Änderung direkt Anwendung, wenn ihnen das kantonale Steuerrecht widerspricht.
Die Änderung erlaubt es, neben baulichen auch energetische Sanierungen älterer Bauten vor-
zunehmen. Angesichts des Konjunktureinbruches sind Altbausanierungen eine gute Möglich-
keit, die Wirtschaft zu stützen, Arbeitsplätze zu sichern, die Energieabhängigkeit zu lindern und
die Umwelt zu schützen.
Die SVP-Fraktion erwartet, dass der Regierungsrat die Frist von zwei Jahren nicht länger abwar-
tet, sondern diese Änderung unmittelbar umsetzt und die entsprechende Anpassung im Steuer-
gesetz des Kantons Solothurn vornimmt.

3. Stellungnahme des Regierungsrates

Wir erachten die Aufhebung der Dumont-Praxis auf den gleichen Zeitpunkt hin, wie sie bei der
direkten Bundessteuer in Kraft tritt (1. Januar 2010), ebenfalls als richtig. Daher haben wir das
Finanzdepartement bereits früher beauftragt, eine entsprechende Revision der Steuerverord-
nung Nr. 16 über Unterhalts-, Betriebs- und Verwaltungskosten von Liegenschaften im Privat-
vermögen vom 28. Januar 1986 (BGS 614.159.16) auszuarbeiten. Diese Anpassung haben wir
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heute beschlossen. Die Änderung des Steuergesetzes werden wir mit der nächsten Vorlage zur
Revision des Steuergesetzes beantragen, die für die Umsetzung der Unternehmenssteuerre-
form II unumgänglich ist und die auf den Beginn des Jahres 2011 in Kraft treten muss.

4. Antrag des Regierungsrates

Erheblicherklärung und Abschreibung.
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